Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7 / 3252 


20. 02. 75 


Sachgebiet 100 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 


zu dem von den Fraktionen der SPD, CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Befugnisse des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages (Gesetz nach Artikel 45 c 
des Grundgesetzes) 

— Drucksache 7/581 — 

A. Problem 

Dem Petitionsausschuß fehlen die seiner besonderen Aufgaben- 
stellung entsprechenden Befugnisse, um den Rechtsschutz des 
einzelnen Staatsbürgers verbessern zu helfen und die Kontroll- 
funktion des Parlaments gegenüber Regierung und Verwaltung 
zu verstärken, weshalb teilweise in der Öffentlichkeit die For- 
derung nach Schaffung eines Ombudsmans erhoben wurde. 


B. Lösung 

Erweiterung der Befugnisse des Petitionsausschusses durch die 
im Antrag vorgesehenen Rechte, die ihm eine eigene, unmittel- 
bare und schnellere Sachaufklärung, Tatsachenfeststellung und 
Wahrheitsfindung ermöglichen sollen. 


C. Alternativen 

Mögliche Alternativen, wie Ausstattung des Petitionsausschus- 
ses mit Rechten eines Untersuchungsausschusses (Artikel 44 GG) 
oder eines ständigen Ausschusses (Artikel 45 GG) bzw. die Ein- 
führung eines Parlamentsbeauftragten für die zivile Verwaltung 
(Ombudsman) wurden nicht weiter verfolgt. 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Collet und 


I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf ist zusammen mit dem Antrag 
zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 45 c) — 
Drucksache 7/580 — (vgl. Schriftlicher Bericht des 
Rechtsausschusses — Drucksache 7/3195) als inter- 
fraktioneller Antrag von allen drei Fraktionen beim 
Deutschen Bundestag eingebracht worden. Er wurde 
in der 36. Sitzung vom 24. Mai 1973 an den Aus- 
schuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung federführend und zur Mitberatung an den 
Petitionsausschuß sowie den Rechtsausschuß über- 
wiesen. Bezüglich der Vorgeschichte beider Anträge 
darf auf die Begründung des Antrags auf Druck- 
sache 7/580 (Seite 4) verwiesen werden. 

Mit Schreiben vom 14. März 1974 hat der mit- 
beratende Petitionsausschuß dem federführenden 
Ausschuß seine Stellungnahme mitgeteilt. In dieser 
heißt es u. a. f beide Entwürfe (gemeint sind der 
vorliegende und der Antrag auf Drucksache 7/580) 
beruhten auf der Erkenntnis, daß der Rechtsschutz 
des Staatsbürgers und die Kontrollfunktion gegen- 
über Regierung und Verwaltung verbessert werden 
müßten. Der Petitionsausschuß vertrete die Auffas- 
sung, daß das Problem im Wege einer Erweiterung 
seiner Befugnisse gelöst werden solle. Der Gesetz- 
entwurf werde dem Petitionsausschuß eine bessere 
Information mit eigener, unmittelbarer und schnel- 
lerer Sachaufklärung, Tatsachenfeststellung und 
Wahrheitsfindung ermöglichen und ihn dadurch in 
die Lage versetzen, seinem verfassungsrechtlichen 
Auftrag nach Artikel 17 GG wirksamer nachzu- 
kommen. 

Ergänzend wird zur Begründung des Gesetzent- 
wurfs ausgeführt, der Entwurf beinhalte keine er- 
schöpfende Regelung des Petitionswesens bzw. der 
Befugnisse des Petitionsausschusses. Der Entwurf 
solle lediglich weitere Rechte bringen, von denen 
der Petitionsausschuß auch im Interesse der Erhal- 
tung seiner Arbeits- und Funktionsfähigkeit nur 
ausnahmsweise Gebrauch machen solle. Das be- 
deute, daß die an den Deutschen Bundestag gerichte- 
ten Bitten und Beschwerden auch künftig grund- 
sätzlich nach den bisherigen Verfahrensrichtlinien 
behandelt würden. Der Petitionsausschuß werde 
also auch künftig bei Bitten und Beschwerden seine 
derzeitigen Rechte zur Sachaufklärung anwenden 
und schriftliche Stellungnahmen von der Regierung 
oder mündliche Berichte von Regierungsvertretern 
erbitten. 

Mit der Annahme dieses Gesetzes würden dem 
Petitionsausschuß keine einer Aufsichtsbehörde 
ähnliche Stellung eingeräumt noch Entscheidungs- 
oder Weisungsrechte gegenüber der Verwaltung 
begründet. Aufgabe und Tätigkeit des Petitionsaus- 
schusses werde es wie bisher im wesentlichen blei- 
ben, Tatsachen festzustellen, Empfehlungen an Par- 
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lament und Regierung zu geben sowie dem Parla- 
ment Bericht zu erstatten. 

Soweit der Petitionsausschuß zu den einzelnen 
Bestimmungen Stellung genommen hat siehe unter II. 

Der Rechtsausschuß hat seine Stellungnahme mit 
Schreiben vom 17. Januar 1974 mitgeteilt und sich 
erneut mit dem Entwurf aufgrund der Beschlüsse 
des Geschäftsordnungsausschusses befaßt. Mit 
Schreiben vom 16. Januar 1975 teilt der Rechtsaus- 
schuß dazu mit, daß er gegen die vom Ausschuß 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
gefaßten Beschlüsse keine Bedenken habe. Anträge 
der Minderheit, § 1 Abs. 2, § 3 und § 9 in der Fas- 
sung des vorliegenden Gesetzentwurfs — Druck- 
sache 7/581 — anzunehmen, seien mit Mehrheit ab- 
gelehnt worden. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung hat sich nach Eingang der Stel- 
lungnahme des Rechtsausschusses am 22. Januar 
1975 abschließend mit dem Entwurf befaßt und 
schlägt dem Plenum die Annahme des Gesetzes in 
der aus der Anlage ersichtlichen Fassung vor. 


II. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 

Der Ausschuß schlägt vor, Absatz 1 unverändert 
zu übernehmen. Eine Mehrheit des Rechtsausschus- 
ses hatte sich dafür ausgesprochen, in § 1 entspre- 
chend dem Wortlaut des Artikels 17 GG die An- 
wendbarkeit dieses Gesetzes auch auf die Über- 
prüfung von Bitten auszudehnen. Entsprechend den 
Überlegungen des Petitionsausschusses ist der Ge- 
schäftsordnungsausschuß diesem Vorschlag nicht 
gefolgt. Eine Erweiterung auf „Bitten" im Sinne von 
Anliegen zur Bundesgesetzgebung würde die Kom- 
petenzen und Systematik des Entwurfs wesentlich 
verändern und dem Petitionsausschuß die — nicht 
beabsichtigte — Stellung eines Gesetzgebungsaus- 
schusses mit vermutlich größeren Kompetenzen ein- 
räumen, wie sie die anderen Ausschüsse des Deut- 
schen Bundestages in dem Ausmaß nicht besitzen. 

Der Geschäftsordnungsausschuß schlägt mit 
Mehrheit vor, Absatz 2 zu streichen, da es gemäß 
Artikel 43 Abs. 1 GG auch dem Petitionsausschuß 
möglich sei, jederzeit die Anwesenheit jedes Mit- 
gliedes der Bundesregierung zu verlangen. Diese 
Anwesenheitspflicht jedoch auf die Bediensteten 
des Bundes auszudehnen, erscheine allerdings schon 
aus verfassungsrechtlichen Gründen fraglich. Nach 
Auffassung der Mehrheit im Ausschuß könne man 
auch über § 5 des Entwurfs zu dem gewünschten Er- 
gebnis gelangen. Danach habe der Petitionsausschuß 
die Möglichkeit, die Bediensteten des Bundes als 
Zeugen zu vernehmen. Im übrigen sei wahrschein- 
lich eine Wahrheitsfindung leichter, wenn der Be- 
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dienstete, der etwas veranlaßt habe, das Anlaß zu 
einer Beschwerde geworden sei, nicht als quasi Be- 
schuldigter, sondern als Zeuge gehört werde. Er sei 
dann zur Auskunftserteilung verpflichtet, wobei die 
politische Verantwortlichkeit eindeutig beim Mini- 
ster bleibe, der allein vom Parlament zur Verant- 
wortung gezogen werden könne. - 

Die Minderheit im Ausschuß vertritt demgegen- 
über die Auffassung, die Änderung des Grundgeset- 
zes sei gerade deshalb beabsichtigt, um über die 
vorgesehene Vorschrift des § 1 Abs. 2 die Bedien- 
steten des Bundes unmittelbar vor dem Ausschuß 
zu hören und damit dem Petitionsausschuß eine 
Sachaufklärung zu erleichtern. 

Zu § 2 

Zu § 2 hat der Rechtsausschuß gebeten zu prüfen* 
ob der Hinweis auf sonstige Verwaltungseinrichtun- 
gen des Bundes erforderlich sei und empfohlen, den 
letzten Halbsatz wie folgt zu fassen: „ . . . , in dem 
sie der Aufsicht der Bundesregierung unterstehen." 

Der Petitionsausschuß hat bei seinen Beratungen 
beschlossen, dem Geschäftsordnungsausschuß zu 
empfehlen, im Interesse einer Klarstellung den An- 
regungen des Rechtsausschusses zu folgen. Bezüg- 
lich dieser Vorschläge ist der Geschäftsordnungs- 
ausschuß den Vorschlägen der mitberatenden Aus- 
schüsse gefolgt und hat mit derselben Mehrheit als 
Folge der Streichung des § 1 Abs. 2 auch in § 2 den 
Bezug auf die Bediensteten gestrichen. 

Zu § 3 

Hier schlägt der Ausschuß mit Mehrheit vor, 
diese Bestimmung aus verfassungsrechtlichen und 
politischen Gründen zu streichen. Dabei wird dar- 
auf hingewiesen, daß bereits die Enquete-Kommis- 
sion für Fragen der Verfassungsrefonn gegen diese 
Bestimmung verfassungsrechtliche Bedenken gel- 
tend gemacht habe. 

Soweit § 3 im übrigen lediglich der Klarstellung 
habe dienen sollen, ohne das Bund-Länder- Verhältnis 
zu berühren, sei diese Zweckbestimmung offensicht- 
lich nicht erreicht worden. Da die Fassung des § 3 
vielmehr zu Mißverständnissen Veranlassung geben 
könnte, sei eine Streichung geboten. 

Zu § 4 

Entsprechend der Streichung des § 1 Abs. 2 und 
des Bezuges auf die Bediensteten des Bundes in § 2 
empfiehlt der Ausschuß mit Mehrheit, in Absatz 1 
die Worte „und die Äußerung eines Bediensteten 
darf nur untersagt" zu streichen, im übrigen Ab- 
satz 1 unverändert anzunehmen. 

Zu § 4 Abs. 2 hat der Rechtsaussdiuß gebeten zu 
prüfen, ob eine Regelung in dem Sinne, daß bei Bun- 
desauftragsangelegenheiten die zuständige oberste 
Aufsichtsbehörde des Bundes nach Anhörung der 

Bonn, den 22. Januar 1975 


zuständigen obersten Aufsichtsbehörde eines Lan- 
des entscheide, angenommen werden solle. 

Der Petitionsausschuß hat aufgrund dieses Vor- 
schlages des Rechtsausschusses dem federführen- 
den Ausschuß vorgeschlagen, Absatz 2 folgende 
Fassung zu geben: 

„(2) über die Verweigerung oder Untersagung 
entscheidet die zuständige oberste Aufsichtsbe- 
hörde des Bundes, bei Bundesauftragsangelegen- 
heiten nach Anhörung der zuständigen obersten 
Aufsichtsbehörde eines Landes. Die Entschei- 
dung ist zu begründen. Die Bundesregierung ist 
auf Verlangen des Petitionsausschusses ver- 
pflichtet, diese Entscheidung nachzuprüfen." 

Entsprechend vorheriger Beschlußfassung emp- 
fiehlt der Ausschuß mit Mehrheit, die Worte „oder 
Untersagung" und die Worte „oder eines Landes" 
sowie Satz 3 zu streichen. 

Die Minderheit im Ausschuß spricht sich für die 
Beibehaltung der Fassung des Entwurfs aus, da 
gerade mit Satz 3 eine Berufungsinstanz geschaffen 
werden sollte. 

Zu §5 

Der Ausschuß empfiehlt hier die unveränderte 
Übernahme des Entwurfs. Gerade das Anhörungs- 
recht auch des Petenten stellt nach Auffassung des 
Geschäftsordnungsausschusses die entscheidende 
Erweiterung der Befugnisse des Petitionsausschusses 
dar. Als Zeugen bzw. Sachverständige können nach 
Auffassung des Geschäftsordnungsausschusses auch 
Bedienstete des Bundes in Betracht kommen, selbst 
die, die mit einem Vorgang befaßt waren, der zu 
Beschwerden Veranlassung gegeben hat. 

Zu §§ 6 bis 8 

Der Ausschuß empfiehlt die unveränderte Über- 
nahme. 

Zu §9 

Mit Mehrheit empfiehlt der Ausschuß, die Bestim- 
mung des § 9 ersatzlos zu streichen, da diese Be- 
stimmung überflüssig sei. 

Eine Minderheit im Ausschuß hat sich gegen diese 
Streichung gewandt mit dem Hinweis darauf, daß 
aufgrund der Tatsache, daß der Opposition mehr 
und mehr die Rolle zufalle, die Regierung zu kon- 
trollieren, eine Schmälerung der Minderheitenrechte 
wenig verständlich sei. Demgegenüber verweist die 
Mehrheit im Ausschuß darauf, daß es der Minder- 
heit jederzeit möglich sei, ggf. eine Petition zum 
Anlaß einer öffentlichen Auseinandersetzung im 
Plenum zu nehmen. 

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung dieses Ge- 
setzes hat auch die bei der Streichung einiger Be- 
stimmungen unterlegene Minderheit bei der Schluß- 
abstimmung zugestimmt. 


Collet Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 
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B v Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/581 — in der aus der anliegenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 22. Januar 1975 

Jahn (Marburg) Collet Dr. Stark (Nürtingen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der SPD, CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes über die Befugnisse des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages (Gesetz nach Artikel 45 c 
des Grundgesetzes) 

— Drucksache 7/581 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 


und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Befugnisse des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
(Gesetz nach Artikel 45 c des Grundgesetzes) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Zur Vorbereitung von Beschlüssen über Be- 
schwerden nach Artikel 17 des Grundgesetzes haben 
die Bundesregierung und die Behörden des Bundes 
dem Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages 
Akten vorzulegen, Auskunft zu erteilen und Zutritt 
zu ihren Einrichtungen zu gestatten. 

(2) Die Mitglieder der Bundesregierung sowie die 
Bediensteten des Bundes sind verpflichtet , sich auf 
Verlangen dem Petitionsausschuß gegenüber zum 
Gegenstand einer Beschwerde oder einer damit zu- 
sammenhängenden Frage zu äußern und hierzu vor 
dem Petitionsausschuß zu erscheinen. 


§ 2 

Für die bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts und 
die sonstigen Verwaltungseinrichtungen des Bundes 
sowie ihre Bediensteten gilt § 1 entsprechend in dem 
Umfang, in dem Aufsicht besteht. 

§ 3 

Für die Landesbehörden und die dem Landesrecht 
unterstehenden juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts und ihre Bediensteten gilt § 1 ent- 
sprechend, soweit sie Bundesgesetze im Aufträge 
des Bundes ausführen. 

§ 4 

(1) Aktenvorlage, Auskunft sowie der Zutritt zu 
Einrichtungen dürfen nur verweigert und die Äuße- 


Beschlüsse des 1. A u s s c h u s s e s 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Befugnisse des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
(Gesetz nach Artikel 45 c des Grundgesetzes) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 


§ 2 

Für die bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts gilt 
§ 1 entsprechend in dem Umfang, in dem sie der 
Aufsicht der Bundesregierung unterstehen. 

§ 3 

entfällt 


§ 4 

(1) Aktenvorlage, Auskunft sowie der Zutritt zu 
Einrichtungen dürfen nur verweigert werden, wenn 
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Entwurf 

rung eines Bediensteten darf nur untersagt werden, 
wenn der Vorgang nach einem Gesetz geheimgehal- 
ten werden muß oder sonstige zwingende Geheim- 
haltungsgründe bestehen. 

(2) Uber die Verweigerung oder Untersagung 
entscheidet die zuständige oberste Aufsichtsbehörde 
des Bundes oder eines Landes . Die Entscheidung ist 
zu begründen. Die Bundesregierung ist auf Verlan- 
gen des Petitionsausschusses verpflichtet, diese Ent- 
scheidung nachzuprüfen. 

§ 5 

Der Petitionsausschuß ist berechtigt, den Petenten, 
Zeugen und Sachverständige anzuhören, 

§ 6 

Der Petent, Zeugen und Sachverständige, die vom 
Ausschuß geladen worden sind, werden entspre- 
chend dem Gesetz über die Entschädigung von Zeu- 
gen und Sachverständigen vom 1. Oktober 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1757) entschädigt. 

§ 7 

Der Petitionsausschuß kann nach Maßgabe der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages die Aus- 
übung seiner Befugnisse nach diesem Gesetz im Ein- 
zelfall auf eines oder mehrere seiner Mitglieder 
übertragen. 

§ 8 

Gerichte und Verwaltungsbehörden sind verpflich- 
tet, dem Petitionsausschuß und den von ihm beauf- 
tragten Mitgliedern Amtshilfe zu leisten. 

§ 9 

Der Petitionsausschuß muß auf Verlangen eines 
Viertels seiner Mitglieder von den Befugnissen nach 
diesem Gesetz Gebrauch machen. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 1. A u s s c h u s s e s 

der Vorgang nach einem Gesetz geheimgehalten 
werden muß oder sonstige zwingende Geheimhal- 
tungsgründe bestehen. 

(2) über die Verweigerung entscheidet die zu- 
ständige oberste Aufsichtsbehörde des Bundes. Die 
Entscheidung ist zu begründen. 

§ 5 

unverändert 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

unverändert 

§ 9 

entfällt 

§ 10 

unverändert 

§ 11 

unverändert 
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